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FRANK SCHRÖTER 

Altlastenproblematik im Rahmen der Bauleitplanung 

Kennzeichnung von Altlasten in Bauleitplänen 

Kurzfassung 

Wird der Begriff Altlasten im Rahmen der Bauleitplanung 
benutzt, so darf er nicht mit den Bodenbelastungen, die üblicher­
weise unter diesem Begriff summiert werden, gleichgesetzt wer­
den. Altlasten im Rahmen der Bauleitplanung sind nahezu 
sämtliche Bodenbelastungen, von denen möglicherweise eine 
Beeinträchtigung der Umwelt zu erwarten ist. Die im Baugesetz­
buch enthaltene Verpflichtung, "erheblich mit umweltgefährden­
den Stoffen belastete Böden" :zu kennzeichnen, läßt eine Reihe von 
Fragen offen. Einflußfaktoren auf die Erheblichkeitsschwelle, eine 
Liste umweltgefährdender Stoffe und die Planzeichen der Kenn­
zeichnung inBebauungsplänen müssen bundeseinheitlich definiert 
und angewandt werden. 

Die Erheblich/ceitsschwelle, bei deren Überschreitung eine 
Altlast im Bauleitplan gekennzeichnet werden muß, ist neben der 
Toxizität noch von mehreren anderenF aktoren abhängig. Generell 
sollte sie jedoch im Bereich des vorbeugenden Schutzes angesie­
delt werden. Die Inhalte der zeichnerischen Kennzeichnung sollten 
über die bloße Hinweisfunktion hinausgehen und zB. auch 
Nutzungseinschränkungen und Ursachen der Bodenbelastung 
beinhalten. 

Der vorliegende Beitrag erläutert wesentliche Einjlußfaktoren 
auf die Kennzeichnung und stellt Definitionsansätze zur Diskus­
sion. 

1. Altlasten im Sinne des Baugesetzbuches 

Im Baugesetzbuch (BauGB) wird der Begriff "Altlasten" nicht 
verwandt, der Gesetzgeber hat die Umschreibung "erlleblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastete Böden" gewählt. In zahl­
reichen Veröffentlichungen findet eine unreflektierte Gleichset­
zung dieser Begriffe statt. Die im BauGB enthaltene Umschrei­
bung beinhaltet jedoch wesentlich mehr Bodenbelastungen als die 
normalerweise gebräuchliche Definition des Begriffes "Altlast". 

Üblicherweise werden unter Altlasten 

- Altablagerungen (im weitesten Sinne alle vor dem 11. Juni 1972 
entstandenen Aufhaldungen und Verl'iillungen) und 

- Altstandorte ( ehemalige Betriebsflächen) 

verstanden. Einschränkend kommt hinzu, daß von den durch diese 
Ursachen hervorgerufenen Bodenverunreinigungen eine nachge­
wiesene Gefahr für die Umwelt ausgehen muß. 

Die Definition der Altlasten im Sinne des BauGB muß dagegen 
- neben den Altablagerungen und Altstandorten - sämtliche 
Bodenbelastungen enthalten, deren Entstehungsursache abge­
schlossen ist. Diese Definition beinhaltet demnach auch: 

- nicht mehr verwendete Leitungs- und Kanalsysteme, 

- Ablagerungen von Kampfmitteln, 

- Fremdstoffeintrag aus der gärtnerischen, forst- oder landwirt­
schaftlichen Nutzung, 

- Transportunfälle und 

- Versickerung und Ablagerungen im Bereich der privaten 
Haushalte. 

Einschränkendes Kriterium kann nur sein, daß die Ursache, die 
zur Belastung des Bodens geführt hat, abgeschlossen sein muß. 
Wie noch aufgezeigt wird, liegt die Schwelle, ab der eine 
Bodenbelastung im Sinne des BauGB als Altlast bezeichnet 
werden kann, weit unterhalb der Gefahrengrenze. 

Für die Bauleitplanung ist nicht von Bedeutung, wann die 
Bodenbelastung entstanden ist, sondern einzig und allein, ob die 
überlagernde Nutzung beeinträchtigt wird. 

2. Notwendigkeit zur Auseinandersetzung mit dem Altlasten­
problem im Rahmen der Bauleitplanung 

Für die Planung gibt es im wesentlichen vier Gründe, sich mit 
dem Problemkreis Altlasten auseinanderzusetzen: 

1. Die Planungsleitsätze des BauGB. 
Nach den Planungsleitsätzen sollen die Bauleitpläne u.a. " . . . 
dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwik­
keln" (§ 1(5) BauGB). Sind diese Lebensgrundlagen z.B. durch 
Bodenverunreinigungen bedroht, besteht die Verpflichtung, 
sich mit diesem Prob}em auseinanderzusetzen. 

2. Die Bodenschutzklausel. 
Aus der Bodenschutzklausel des § 1(5) BauGB resultiert die 
Verpflichtung, die Möglichkeiten zur innerörtlichen Entwick­
lung zu prüfen und zu nutzen. Insbesondere die durch Altstand­
orte hervorgerufenen Bodenbelastungen liegen jedoch meist in 
städtebaulich guter Lage, d.h. in Innenstadtnähe. Durch belaste­
te Altstandorte werden so die Möglichkeiten zur innerörtlichen 
Entwicklung eingeschränkt. 

3. Der Abwägungsprozeß. 
Liegen der Gemeinde Informationen vor, die das Vorllanden­
sein von Altlasten vermuten lassen, müssen diese Informatio­
nen im Rahmen des Abwägungsprozesses überprüft werden. 
Für den Planer bedeutet dies, daß er die Bedeutung der 
Bodenbelastung für die geplante bzw. tatsächliche Nutzung 
abschätzen muß. 

4. Aspekte des Flächenverbrauchs. 
Gehen von Altlasten Gefahren für die Umwelt aus und können 
diese Gefahren nicht mit Hilfe von Sanierungsmaßnahmen 
gemildert werden, müssen die betroffenen Flächen gänzlich 
versiegelt oder jeglicher Nutzung entzogen werden. Die 
geplante Nutzung muß auf anderen Flächen realisiert werden; 
dies führt jedoch zu einer unnötigen Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlichen oder naturbelassenen Flächen. 
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Die Konsequenzen der Nichtbeachtung von Altlasten sind durch 
die bekannten Problemfälle, insbesondere Dortmund-Dorstfeld 
und Bielefeld-Brake, hinlänglich aufge:zeigt worden. 

3. Offene Fragen der Kennzeichnungspflicht nach BauGB 

Entsprechend den§§ 5(3) und 9(5) BauGB sollen in Bauleitplä­
nen die Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind, gekenn:zeichnet werden. Zur Anwendung 
dieser Kennzeichnungspflicht müssen folgende Fragen geklärt 
werden: 

(1) Ab welcher Schadstoffkonzentration liegt eine erhebliche 
Belastung vor? 

(2) Welche Stoffe können als umweltgefährdend angesehen 
werden? 

(3) Welche Plan:zeichen sollen für die Kennzeichnung verwandt 
werden und welche Tatbestände sollen in der :zeichnerischen 
Kennzeichnung berücksichtigt werden? 

Zusätzlich stellt sich die Frage nach den möglichen Konsequen­
zen der Kennzeichnung bzw. der Nicht-Kennzeichnung. 

3.1 Unterschiede der Kennzeichnung im Flächennutzungs- und 
Bebauungsplan 

Die Kenn:zeichnungspflicht für den Flächennutzungsplan ist auf 
für bauliche Nutzungen vorgesehene Flächen beschränkt. Andere 
Nutzungen, wie z.B. Kleingärten, Spielplät:ze, Grünflächen, unter 
denen sich Altlasten befinden, brauchen nicht gekenn:zeichnet zu 
werden. Der Ansicht von Grauvogel (1), daß unter dem Begriff 
"bauliche Nutzung" auch die sozialen, kulturellen u.a. Bedürfnis­
sen dienenden oder mit Grünflächen verbundenen Nutzungen 
verstanden werden müssen, kann nicht gefolgt werden. Diese 
Sichtweise erscheint aus planerischer Sicht, insbesondere unter 
Berücksichtigung des Vorsorgegedankens, gerechtfertigt, dürfte 
jedoch die Intention des Gesetzgebers verkennen. 

Die Einschränkung der Kenn:zeichnungspflicht im Rahmen der 
vorl>ereitenden Bauleitplanung wurde nachträglich in den Geset­
zestext eingefügt, mit der Absicht, die Anzahl der zu kennzeich­
nenden Flächen zu verringern. 

Die Kennzeichnungspflicht besteht lediglich fpr die reinen 
Bauflächen. Insbesondere um die "Warnfunktion" an die nachfol­
gende Bebauungsplanung und sonstige Entscheidungsebenen 
weiterzugeben, sollten jedoch (auf freiwilliger Basis) auch alle 
anderen erheblich belasteten Flächen gekennzeichnet werden (2). 

Die Kennzeichnung sollte generell nur von der Kon:zentration der 
Schadstoffe im Boden, nicht jedoch von der überlagernden 
Nutzung abhängig gemacht werden. Eine enge Auslegung der 
Kennzeichnungspflicht im Rahmen der Flächennutzungsplanung 
würde zu der grotesken Situation führen, daß nur die Teile der 
Altlast gekennzeichnet würden, die von einer baulichen Nutzung 
überlagert werden. Direkt benachbarte Teile der Altlast mit einer 
eventuell sogar empfindlicheren Nutzung (z.B. Spielplätze, Klein­
gärten) würden jedoch nicht gekennzeichnet (3). 

Im Gegensatz zum Flächennutzungsplan gilt die Kennzeich­
nungspflicht beim Bebauungsplan nach § 9 (5) BauGB für alle 
Flächen, unabhängig von ihrer Nutzung. Für den Bürger besteht bei 
der Bebauungsplanung in der Hinsicht ein Vertrauensschutz, daß 
die ausgewiesene Nutzung - zumindest nach erfolgter Sanierung 
- auch tatsächlich realisierbar sein muß. "Wenn in einem Bebau­
ungsplan ein Gelände als reines Wohngebiet (WR) ausgewiesen 

wird, kann der Bürger darauf vertrauen, daß das Gebiet grundsätz­
lich bebaubar ist und die Bewohnbarlceit nicht wegen schwerwie­
gender gesundheitlicher Gefahren entweder völlig ausgeschlossen 
oder jedenfalls erheblich beeinträchtigt ist" (OLG Hamm) (4). 
Gleichwohl müßte der Bürger darauf vertrauen können, daß er alle 
Elemente, die für die Nutzung bestimmend sind, innerhalb der 
Nutzung wahrnehmen kann. 

3.2 Definition der Erheblichkeitsschwelle 

Eine generelle Einschränkung der Kennzeichnungspflicht, d.h. 
sowohl beim Flächennutzungsplan als auch beim Bebauungsplan, 
erfolgt durch die Bedingung der "erheblichen Belastung". Es 
brauchen demnach nur die Altlasten gekenn:zeichnet zu werden, 
deren Schadstoffkonzentrationen eine gewisse Belastung überstei­
gen. Die Gren:ze, ab der eine Belastung als erheblich gilt, soll im 
folgenden als Erheblichkeitsschwelle bezeichnet werden. Die 
Verwendung einer Erheblichkeitsschwelle ist bereits aus dem 
Immissionsschutzrecht bekannt. Hier wird die Notwendigkeit des 
Vorliegens eines erheblichen negativen Effekts damit begründet, 
daß viele der geringfügigen Beeinträchtigungen, wie sie in einer 
modernen Industriegesellschaft üblich sind, als tolerabel angese­
hen werden (5). Durch diese Parallelen zwischen Immissions­
schutzrecht und Baurecht wird es möglich, den Begriff "erheblich" 
in Anlehnung an das Immissionsschutzrecht zu definieren (6). Die 
Schwelle zur Erheblichkeit einer Bodenbelastung muß unterhalb 
der Gefahrenschwelle, d.h. im Bereich des vorl>eugenden oder 
vorsorgenden Schut:zes, gesehen werden. Diese Sichtweise be­
gründet sich schon aus den Planungsleitsätzen des § 1 (5) BauGB, 
der die Bauleitplanung u.a. vexpflichtet, eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schüt:zen und zu entwickeln. Sicherung einer menschenwürdigen 
Umwelt muß aber bedeuten, die Umwelt vor Gefahren zu schützen 
und nicht nur auf Gefahren aufmerlcsam zu machen. Die Bauleit­
planung muß also im Vorfeld der Gefahr tätig werden, somit 
vorl>eugenden oder vorsorgenden Umweltschutz betreiben. Die 
Erheblichkeitsschwelle wird im BauGB nicht näher definiert. Eine 
nähere Eingrenzung des Begriffs "erheblich" erfolgt jedoch durch 
die Begründung der Bundesregierung zum BauGB. Hier heißt es: 
"Dies (eine erhebliche Belastung mit umweltgefährdenden Stof­
fen, Anm. d. Verf.) ist der Fall, wenn die Belastung nach Art, 
Beschaffenheit oder Menge gesundheits-, boden-, luft- oder 
wassergefährdend ist" (7). Versucht man die Erheblichkeits­
schwelle unter Zuhilfenahme dieser Fonnulierung zu definieren, 
gilt es zunächst, die Faktoren, die für die Bedeutung einer 
Bodenkontamination, d.h. für ihre Erheblichkeit, bestimmend 
sind, zu definieren. Als Faktoren sind im wesentlichen zu nennen: 

(1) Kontaktmöglichkeit (Gefährdungspfad) 

- bereits vorhanden 

- durch Wanderung der Schadstoffe hervorgerufen 
(abhängig von der Art der Bodenbelastung) 

- durch Maßnahmen (z.B. Bodenaushub, Brunnenbau) her­
vorgerufen 

- Expositionspfad (inhalativ, oral oder/und perlcutan) 

- spezifische Standortcharakteristiken (u.a. die Nutzungsart 
und-intensität). 
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(2) Toxizität/Konzentration 

- mögliche Auswirkungen eines Kontaktes (z.B. Husten, 
Augenreizung oder Krebs) 

- vorhandene Grundbelastung auf der Fläche 

- Belastungen durch Immissionen (Luftimmissionen, 
Schwermetallanreicherungen im Boden z.B. durch Dün­
gung, oder Schadstoffanreicherungen des Grundwassers 
(durch entfernte Schadstoffquellen)) 

(3) Ausdehnung 

- Fläche 

- Rauminhalt 

Diese Faktoren müssen zur Abschätzung der Erheblichkeit einer 
Altlast zueinander in Beziehung gesetzt werden (8). 

3.3 Definition der umweltgefährdenden Stoffe 

Umweltgefährdende Stoffe sind alle Fremdstoffe im Boden, die 
negative Auswirkungen auf die Umwelt (Mensch, Tier und 
Pflanze) haben können. In Anlehnung an den Begriff der "Gefahr" 
müssen über die möglichen Auswirkungen jedoch gesicherte 
wissenschaftliche Edcenntnisse vorliegen, bloße Vermutungen 
sind nicht ausreichend. Im allgemeinen wird man davon ausgehen 
können, daß kanzerogene Stoffe immer umweltgefährdend sind. 
Ähnliche Aussagen lassen sich auch für Schwermetalle, Benzin­
kohlenwasserstoffe, Lösungsmittel, flüchtige Halogenkohlenwas­
serstoffe und Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe tref­
fen (9). 

Anhaltspunkte zur Einschränkung der Liste der umweltgefähr­
denden Stoffe können z.B. diversen Veröffentlichungen entnom­
men werden ( 10). Die Bundesregierung hat ebenfalls eine Liste mit 
Stoffen veröffentlicht, die schädliche Auswidcungen auf die 
Bodenfunktionen haben können (11). Verschiedene chemische 
Stoffe und Verbindungen sind in dieser Liste nach ihrem Gefahren­
potential und ihrer Verbreitung geordnet. 

3.4 Zeichnerische Kennzeichnung von Altlasten 

Die umfassende Problematik der Altlasten macht eine differen­
zierte Kennzeichnung der Altlastflächen in den Bauleitplänen 
notwendig. Zumindest in der Bebauungsplanung ist eine einfache 
Kennzeichnung einer Fläche als "erheblich mit umweltgefährden­
den Stoffen belastet" nicht ausreichend. Für den Flächennutzungs­
plan kann die Kennzeichnung der Kernzone und die Aufnahme der 
Altlastursache ausreichend sein. Damit die Kennzeichnung ihre 
Hinwei!r- und Warnfunktion erfüllen kann, müssen räumliche 
Lage und Ausdehnung, nutzungsbezogenes Risikopotential und 
soweit möglich die Konsequenzen für den Grundstückseigentümer 
zeichnerisch kenntlich gemacht werden (12). 

Ausführlichere Informationen sollten in den textlichen Festset­
zungen oder in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten 

sein. Inhalte der zeichnerischen Kennzeichnung erheblich belaste­
ter Böden sollten sein: 

(1) Flächensignatur für belastete Böden, 

(2) Risikopotentialklassen, 

(3) Schutzzonen, 

(4) Ursachen der Belastung (z.B. ehemalige Kokerei), 

(5) Nutzungsbeschränkungen. 

Die Ergänzung der Planzeichen um textliche Festsetzungen wird 
jedoch für die meisten Fälle unumgänglich sein, da Nutzungsein­
schränkungen und Sanierungsmaßnahmen ausführlich beschrie­
ben werden sollten. 

3.4.1 Kernzone der Bodenbelastung 

Die Kernzone der Kennzeichnung umfaßt die Flächen, die direkt 
mit Schadstoffen belastet sind. Voraussetzung zur zeichnerischen 
Kennzeichnung ist die vorlterige meßtechnische Bestimmung der 
Ausbreitung der Altlast. 

Für das Gebiet der ehemaligen DDR wurde die bundesrepublika­
nische Planzeichenverordnung überarbeitet. Im Rahmen der 
Überarbeitung wurde als Zeichen 15.11 c. als Umgrenzung der 
Flächen, die erlteblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet 
sind, ein aus dem Zeichen 15.11 abgeleitetes Zeichen eingefügt 
(13): 

Es kann daher angenommen werden, daß auch in den alten 
Bundesländern dieses Zeichen eingeführt werden wird (14). Die 
gesamte Fläche sollte mit einem dunklem Punktraster unterlegt 
werden. Für die Schutz:tone(n) wird ein ähnliches Punktraster 
verwandt, jedoch in einem helleren Farbton. 

3.4.2 Berücksichtigung unterschiedlicher Risikopotentiale 

Für die weitere Arbeit mit dem Bauleitplan ist die Kenntnis des 
Risikopotentials, das von einer Bodenbelastung ausgeht, von 
Bedeutung. Hierzu sollte zunächst der Grad der Erlteblichkeit 
bestimmt werden, z.B. in Form einer Punkteskala. Die Erlteblich­
keit läßt sich unter Berücksichtigung aller oben angegebenen 
Einflußfaktoren oder lediglich unter Berücksichtigung der Toxizi­
tät bestimmen. Die berechnete Punktzahl könnte im Rahmen der 
zeichnerischen Kennzeichnung dafür verwandt werden, bestimm­
te Riskopotentiale auszuweisen. Das jeweilige Risikopotential 
würde innerltalb der Kernzone eingezeichnet. Entsprechend der 
Risikopotentialklasse würde sich auch die Ausdehnung der 
umgebenden Schutzzone bestimmen. 
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3.4.3 Notwendigkeit und Umfang von Schutzzonen 
und -bereichen 

Die Kennzeichnung von Altlasten in den Bauleitplänen muß, 
entsprechend den Anforderungen, die sich aus dem Bestimmt­
heitsgebot ergeben, räumlich exakt abgegrenzt sein. Gierke 
fordert, daß die Übertragbarlceit der gekennzeichneten Fläche in 
die betroffene Örtlichkeit eindeutig und zweifelsfrei möglich sein 
muß. Gleichzeitig räumt er jedoch ein, daß bei großflächigen 
Bodenbelastungen die Abgrenzung der zu kennzeichnenden Fiä­
chen im konkreten Fall schwierig sein kann (15). Die räumliche 
Kennzeichnung von Altlasten sollte nicht auf einzelne Flächen 
(Kernzone) beschränkt bleiben, und sie wird auch nur in wenigen 
Fällen exakt abgrenzbar sein. Es sollten vielmehr zusätzlich 
Schutzzonen festgesetzt werden. Die Notwendigkeit von Schutz­
zonen um die Kernzone begründet sich im wesentlichen aus drei 
Punkten: 

- räumlich diffuse Verteilung der Bodenbelastung, 

- möglicher Transport von Schadstoffen (Grundwasser) und 

- Ausgasung von Schadstoffen. 

Es gibt nahezu keine exakt abgrenzbaren Belastungsflächen! 
Die Festlegung einer Schutzzone sollte auf den Bebauungsplan 

beschränkt bleiben. Gegen Schutzzonen um Altlasten auch im 
Flächennutzungsplan sprechen insbesondere die Maßstäblichkeit 
und der "bloße" Informationscharakter des Flächennutzungsplans. 
Die Kennzeichnung im Bebauungsplan würde somit den eigentli­
chen Kernbereich der Altlast sowie eine - je nach örtlicher 
Situation festzulegende - Schutzzone umfassen (16). 

In der Praxis wird bereits mit dem Instrument der Schutzzonen 
um Altlasten gearbeitet, wenn auch eine explizite zeichnerische 
Festsetzung noch nicht erfolgte ( 17). Die Verwendung einer 
Spannbreite von 50 bis 500 m "Schutzzone" um die Altlast zeigt 
einerseits, welchen Einfluß die spezielle örtliche Situation auf die 
Festlegung hat, und andererseits, welche Unsicherheit bei der 
Festlegung einer Schutzzone besteht. Die allgemeingültige Aus­
dehnung der Schutzzone kann auch an dieser Stelle nicht angege­
ben werden, da die örtlichen Situation hinsichtlich 

- Bodentypen, 

- vorliegenden Schadstoffen, 

- umgebenden Nutzungen und 

- Grundwasserfließrichtung 

beachtet werden muß. Eine Hilfe bei der Festlegung von Schutzzo­
nen um Altlasten kann die Beriicksichtigung einschlägiger Vor­
sehruten aus artverwandten Bereichen (z.B. Trinkwasserschutzge­
biete) sein. 

3.4.4 Entstehungsursache der Bodenbelastung 

Sollte die Aufnahme des Risikopotentials nicht möglich sein, ist 
mindestens die Ursache der Bodenbelastung im Rahmen der 
zeichnerischen Kennzeichnung deutlich zu machen. So könnte 
über die Branchenzugehörigkeit bei Altstandorten bzw. der Art der 
Altablagerung auf das Gefährdungspotential zuriickgeschlossen 
werden. Für den Bereich der Altstandorte wäre die Anlehnung an 
die Wirtschaftszweige gemäß der Systematik des Statistischen 
Bundesamtes sinnvoll (18). 

Es wären folgende Symbole denkbar: 

Altstandorte 

[I] Energiewirtschaft 

OOBergbau 

~ 
Chem. Industrie, 
Mineralöl­
verarbeitung 

rn Kunststoff-, 
Gummi! Asbest­
verarbeitung 

Steine, Erden, 
Feinkeramik, 
Glas 

Eisen-, Stahl-, 
NE-Metall­
industrie 

Stahl­
Maschinen-, 
Fahrzeugbau 

&-Technik, Fein­
mechanik, 
Metallwaren 

Holzverarb., 
Papier, Druck­
gewetbe 

Textil-, Leder-, 
Bekleidungs­
gewetbe 

Nahrungs- und 
Genußmittel­
gewetbe 

1 ~/'9IHandel 

,~-1 Verkehr 

1 ~ 1 Dienstleistungen 

Altablagerungen 

Bodenaushub 

Bauschutt­
ablagerungen 

Hausmüll­
deponien 

Industrie­
abfalle 

Ver­
rieselungs­
flächen 

Schadens­
falle 
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3.4.5 Notwendige Nutzungseinschränkungen 

Um ein Grundstück trotz vomandcncr Bodenbelastung zu 
nutzen, existieren zwei Möglichkeiten. Entweder wird durch die 
Sanierung die Schadstoffbelastung soweit verringert, daß die 
Nutzung gefahrlos möglich ist, oder die Nutzung kann einge­
schränkt werden, um durch Verzicht auf bestimmte (gefährdete) 
Nutzungsbestandteile, trotz vorhandener Belastung, das Grund­
stück nutzen zu können. Eventuell notwendig werdende Ein­
schränkungen der betroffenen Nutzung könnten entweder in Form 
von textlichen Festsetzungen oder durch weitere Planzcichen 
berücksichtigt werden. In Anlehnung an die Zweckbestimmungen 
der Grünfläche können zusätzlich folgende Symbole für einzelne 
Nutzungseinschränkungen bzw. Auflagen verwandt werden (19): 

D Nutzung unein- [I] Anbau-
geschränkt emtfehlung/ 
möglich An augebot 

~ 
Anpflanzver- -bot für tief- Baustoff-
wurzelnde empfehlung 
Pflanzen 

~ 
Baut»-

~ 
Baut»-

schränkung schränkung 
Keller/ Brunnen-. 
Fundamente anlagen 

~ m Abdeckung 
nur Nutzvieh- undAuf-
weide schüttung von . 

Mutterboden 

R Eua 
Vertikale und 

Hard-<:over horizontale 
Abdeckung Sicherungs--

maßnehmen 

[]IJ 
Begrenzung 

M der nutzungs- Aus-
il:~schen kofferung 

ss10nen 

3.4.6 Vorgehensweise bei der Kennzeichnung von Altlasten 

Besteht für Teilbereiche des Flächennutzungs- oder Bebauungs­
plans die Gewißheit, daß Altlasten vorliegen, so empfiehlt sich 
folgende Vorgehensweise: 

1. Darstellung der Kernzone der Altlast, 

2. Darstellung der Altlast-Ursache, 

3. Darstellung des Risikopotentials, 

4. Darstellung der Schutzzone in Abhängigkeit von der örtlichen 
Situation, 

5. Darstellung der möglichen Nutzung (evtl. mit erforderlichen 
Nutzungseinschränkungen), 

6. Textliche Festsetzungen mit: 

- Informationen zur Ursache, 

- Informationen zu vomandenen/vermuteten Schadstoffen, 

- Informationen zur Bodenbeschaffenheit, 

- Voraussetzungen zur Nutzung der Fläche, 

• Sanierungsmaßnahmen, 

• Nutzungseinschränkungen, 

- Sanierungszielwerten (nutzungsbezogen), 

- Vemaltenshinwcisen bei Nutzungsänderungen. 

Unter Verwendung aller genannten Planzeichen bzw. 
Festsetzungsmöglichkeitcn könnte die Kennzeichnung "emeblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belasteter Böden" wie in Abbil­
dung 1 dargestellt aussehen. Abbildung 1 stellt, unter Berücksichti­
gung der Punkte (1) bis (5) der obigen Aufzählung, einen 
Ausschnitt aus einem (fiktiven) Bebauungsplan dar, in dessen 
Geltungsbereich eine Altlast liegt. Dargestellt ist eine Altlast, 
deren Ursache die Ablagerung von Industrieabfällen ist. Die 
Kernzone wird mit einer dunklen Schraffur festgesetzt, während 
die Schutzzone (50 mim Umkreis der Kernzone) durch eine hellere 
Schraffur gekennzeichnet ist. 

Die Belastung der Kernzone wird der Risikopotentialklasse I 
zugeordnet und in § 4 der textlichen Festsetzungen hinsichtlich der 
unter Punkt (6) der obigen Aufzählung genannten Aspekte 
beschrieben. Als überlagernde Nutzung ist ein reines Wohngebiet 
(WR) ausgewiesen. Für die unterschiedlichen Bereiche des 
Wohngebiets gelten in Abhängigkeit vom Altlastbereich differen­
zierte Festsetzungen: 

- Kernzone (innerhalb der Baugrenzen). 
Als Baubeschränkung ist die Unterkellerung untersagt. 

- Kernzone (außemalb der Baugrenzen) . 
Die Fläche der Kernzone ist zu versiegeln (Hardcover Abdek­
kung). 

- Schutzzone (außemalb der Baugrenzen). 
Es werden in Abhängigkeit von den vorliegenden Schadstoffen 
Anbauempfehlungen ausgesprochen, die in § 1 der textlichen 
Festsetzungen näher spezifiziert sind. 

- Velkehrsflächcn. 
In § 5 der textlichen Festsetzungen werden erforderliche 
Schutzmaßnahmen bei Straßenbauarbeiten (z.B. Arbeitsschutz) 
aufgeführt. 

3.5 Konsequenzen aus der Kennzeichnung 

Konsequenzen aus der Kennzeichnung von Altlasten im Bebau­
ungsplan entstehen im wesentlichen nur für die Begründung. Die 
Kennzeichnung von emeblich belasteten Böden (Altlasten) im 
Bebauungsplan muß ihren Niederschlag in der Begründung zum 
Bebauungsplan finden, um die vollzogene Abwägung für den Rat 
und ggf. für die Aufsichtsbehörde nachvollziehbar zu machen. Die 
neuen Inhalte der Begründung können im wesentlichen vier 
Komplexen zugeordnet werden (20): 

(1) Informationen zur Zusammensetzung der Altlast, z.B. Art und 
Umfang der Belastung, 

(2) Auswilkungen der Altlast auf die überlagernde Nutzung, 

(3) Maßnahmen zur Reduzierung der von der Altlast ausgehenden 
Belastung (Nutzungseinschränkungen und Sanierungsmaß­
nahmen), 

(4) Sonstige zu berücksichtigende Aspekte, z.B. Ergebnisse und 
Bewertung der Beteiligungsverfahren und Kosten- und Finan­
zierungsmöglichkeiten der Sanierungsmaßnahmen. 
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Die fehlende Kennzeichnung, trotz vorhandener Information 
über das Vorliegen einer Altlast, hat für die Rechtskraft des 
Bebauungsplans keine Bedeutung. Die fehlende Kennzeichnung 
kann jedoch ein Indiz für einen mangelhaften Abwägungspro:zeß 
sein. 

Eine Nutzungsausweisung, die aufgrund vorhandener Bodenbe­
lastungen nicht realisierbar ist, kann zur Nichtigkeit des Be­
bauungsplans und zu Entschädigungsforderungen führen (21). 

4. Fazit 

Bei der ordnungsgemäßen Kennzeichnung von Altlasten in 
Bauleitplänen stehen der Vielzahl von zu beachtenden Faktoren 
nur geringe rechtliche Konsequenzen gegenüber. Die Konsequen­
zen aus einer fehlenden Kennzeichnung werden im wesentlichen 
aus anderen rechtlichen Anforderungen an die Bauleitplanung 
abgeleitet, z.B. dem Abwägungsprozeß. 

Die wesentliche Funktion der Kennzeichnung liegt in ihrem 
Hinweis- und Warncharakter für nachfolgende Planungs- und 
Vollzugsebenen bzw. den ein:zelnen Bauherrn. Der Kennzeichnung 
in der hier vorgeschlagenen Form können, über den bloßen 
Hinweis auf das Vorliegen einer Altlast hinaus, auch Anforderun­
gen und Konsequenzen für die überlagernde Nutzung entnommen 
werden. 

Für den Planer ergibt sich aus mehreren Punkten die Notwendig­
keit, sich mit dem Altlastenproblem im Rahmen der Bauleitpla­
nung auseinanderzusetzen; er sollte daher die Möglichkeiten, die 
ihm die Kenn:zeichnung bietet, nut:zen. 

Eine enge Auslegung der Kennzeichnung, d.h. lediglich die 
Angabe über das Vorliegen einer Altlast, ist weder für den Planer 
noch für den betroffenen Bürger bei der weiteren Arbeit hilfreich. 
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